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Dienstrechtsausschuss 

Fakten sprechen gegen die erneut diskutierte 

Einbeziehung von Beamtinnen und Beamten in 

die gesetzliche Rentenversicherung

Die Rentenkasse ist leer und eine Reform ist dringend notwendig. Sie darf weder auf Kosten der jungen und ar-

beitenden Generation gehen noch die ältere Generation in die Altersarmut führen. Die neue Bundesarbeitsminis-

terin Bärbel Bas (SPD) hat dazu einen alten Vorschlag wieder herausgeholt. Beamtinnen und Beamte sollen in 

die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) einzahlen; dies stößt auf großen Widerstand, da eine Neiddebatte vom 

Zaun gebrochen worden ist, ohne sich von vornherein mit den Fakten und bereits gewonnen Erkenntnissen aus-

einanderzusetzen. 

Ursprung, verfassungsrechtliche Hürden und 

Vertrauensschutz 

Die Beamtenversorgung ist verfassungsrecht-

lich besonders geschützt. Nach ständiger 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts fällt die Versorgung der Beamtinnen und 

Beamten unter die Garantie des Art. 33 Abs. 5 

GG, weil es ein hergebrachter Grundsatz des 

Berufsbeamtentums ist. Die eigenständige Ver-

sorgung ist ein Kernbestand von Strukturprin-

zipien, die allgemein oder doch ganz überwie-

gend und während eines längeren, Tradition 

bildenden Zeitraums, mindestens unter der 

Reichsverfassung von Weimar, als verbindlich 

anerkannt und gewahrt worden sind. Im 

Reichsbeamtengesetz vom 31. März 1873 war 

die Versorgung der Beamtinnen und Beamten 

als eigenständiges Recht in Form des heutigen 

Versorgungsrechts verankert worden. 

 

Eine Abschaffung der eigenständigen Beamten-

versorgung und komplette Einbeziehung der 

Beamtenschaft in die gesetzliche Rentenversi-

cherung wäre ohne Änderung des Grundgeset-

zes nicht zulässig.  

 

Auch ein hybrides Modell (etwa Kombination 

aus GRV und zusätzlicher Versorgung) würde 

ebenfalls die hergebrachten Grundsätze verlet-

zen und gilt als unzulässig.  

 

Zudem genießt jede Beamtin/jeder Beamte 

Vertrauensschutz in seine zugesagten Pensio-

nen – diese können nicht einseitig gekürzt oder 

in ein anderes System überführt werden, ohne 

vollständigen Ausgleich zu schaffen. Der Staat 

müsste also alle Einbußen kompensieren, 

wodurch gesamtstaatlich außer mehr Bürokra-

tie nichts gewonnen wäre. 

 

Außerdem haben die Beamtinnen und Beam-

ten im Bund und in einigen Ländern durch Ver-

zicht auf einen Teil der Besoldungsanpassun-

gen für die Versorgung Rückstellungen 
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getroffen. Dieses Geld steht den Beamtinnen 

und Beamten zu und darf nicht zur Finanzie-

rung der gesetzlichen Rentenversicherung ver-

wendet werden. 

 

Unterschiedliche Versorgungssysteme (Äqui-

valenz- vs. Alimentationsprinzip) 

Die Beamtenversorgung unterscheidet sich 

grundlegend von der gesetzlichen Rentenversi-

cherung, da sie nicht nur die erste Säule der Al-

terssicherung (Grundversorgung) umfasst, son-

dern auch die zweite Säule, die in der Privat-

wirtschaft meist über betriebliche Altersvor-

sorge abgedeckt wird. Dieses bifunktionelle 

Versorgungssystem ist Ausdruck des sogenann-

ten Alimentationsprinzips: Der Staat als Dienst-

herr garantiert Beamtinnen und Beamten eine 

lebenslange Versorgung, die sich am letzten 

Statusamt orientiert. Diese Pension dient zu-

gleich der Grundsicherung und einer Zusatz-

versorgung und ist Teil eines besonderen  

Treueverhältnisses: Beamtinnen und Beamte 

leisten lebenslangen Dienst, verzichten auf das 

Streikrecht und erhalten im Gegenzug eine 

nicht beitragsfinanzierte Versorgung. 

 

Dem gegenüber steht die gesetzliche Renten-

versicherung, die dem Äquivalenzprinzip folgt: 

Die Rentenhöhe bemisst sich nach der Höhe 

und Dauer der eingezahlten Beiträge und deckt 

primär nur die Grundsicherung im Alter ab.  

 

Ein direkter Vergleich von Beamtenpensionen 

mit der gesetzlichen Rente greift daher zu kurz 

– sinnvoll ist, wenn überhaupt nur ein Vergleich 

mit der gesetzlichen Rente plus 

Zusatzversorgung (z. B. Betriebsrente). Eine 

Überführung der Beamtinnen und Beamten in 

die GRV würde diese Systemunterschiede igno-

rieren und ohne Ausgleich eine erhebliche Leis-

tungskürzung bedeuten. 

 

Übergangsphase: Finanzielle Doppelbelas-

tung und Umsetzungsprobleme 

Eine Umstellung des Versorgungssystems 

würde über Jahrzehnte hinweg zu erheblichen 

finanziellen und organisatorischen Herausfor-

derungen führen. Während der langen Über-

gangszeit müssten bestehende Pensionsver-

pflichtungen gegenüber heutigen Pensionärin-

nen und Pensionären und aktiven Beamtinnen 

und Beamten weiterhin aus Steuermitteln fi-

nanziert werden. Gleichzeitig wären für neu 

einzubeziehende Beamtinnen und Beamte Bei-

träge zur gesetzlichen Rentenversicherung so-

wie die zweite Komponente einer Zusatzversi-

cherung zu entrichten. Diese verschiedenfach 

gelagerte Finanzierungslast könnte sich über 

bis zu 40 Jahre erstrecken. Denn auch das Be-

amtenversorgungssystem war de facto umla-

gefinanziert: Die Dienstherren haben über die 

laufende Besoldungshöhe Pensionsrücklagen 

gebildet. Eine sofortige Einbeziehung in die 

GRV würde diese Finanzierungsquelle versie-

gen lassen, während die Rentenversicherung 

unmittelbar sämtliche Versorgungslasten über-

nehmen müsste. 

 

Auch bei einem gestaffelten Übergang – z. B. 

Einbeziehung nur neu ernannter Beamtinnen 

und Beamten – entstünde eine kostspielige 

Doppelstruktur: Während neue Beamtinnen 
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und Beamte Beiträge zur GRV entrichten, müss-

ten die Pensionen jahrzehntelang weiterge-

zahlt werden. Zudem zeigt die demografische 

Realität ein weiteres Problem: Beamtinnen und 

Beamte haben im Durchschnitt eine um 2,3 

Jahre höhere Lebenserwartung als die Gesamt-

bevölkerung, was die finanzielle Belastung der 

Rentenversicherung zusätzlich erhöhen würde. 

Studien wie die Rürup-Kommission und wei-

tere Gutachten kommen daher zu dem Ergeb-

nis, dass eine solche Umstellung zwar dem Ge-

rechtigkeitsempfinden entsprechen mag, prak-

tisch aber immense Übergangslasten mit sich 

bringen, keine kurzfristige Lösung für die Her-

ausforderungen der Rentenversicherung schaf-

fen würde und sogar „auf lange Sicht mit gro-

ßer Wahrscheinlichkeit ein Verlustgeschäft für 

die Rentenversicherung“ darstellt. 

 

Langfristige finanzielle Mehrbelastungen 

statt Entlastung 

Denn führende Ökonomen und Kommissionen 

warnen, dass die Einbeziehung der Beamtin-

nen und Beamten das Rentensystem langfristig 

eher schwächt als stärkt. Zwar kämen kurzfris-

tig zusätzliche Beitragsmittel in die Kasse, doch 

entstünden in der Folge auch zusätzliche Ren-

tenverpflichtungen für die Zukunft. Der Sach-

verständigenrat (Wirtschaftsweise) hat berech-

net, dass eine solche Reform die Rentenkasse 

nur vorübergehend entlastet, langfristig aber 

stärker belastet – am Ende würden die Bei-

tragssätze sogar höher ausfallen als ohne Be-

amtenintegration. Selbst das Rentenniveau 

ließe sich damit nicht dauerhaft stabilisieren, 

es würde allenfalls etwas langsamer sinken.  

Die von der Bundesregierung eingesetzte Ren-

tenkommission „Verlässlicher Generationen-

vertrag“ kam vor ein paar Jahren ebenfalls zu 

dem Schluss, dass eine Einbeziehung der Be-

amtinnen und Beamten die langfristige Finan-

zierung der Rentenversicherung voraussicht-

lich eher erschweren wird. Hauptgründe sind 

die ungünstige Altersstruktur und höhere Leis-

tungslast (siehe unten). Fazit zahlreicher Gut-

achten: Was als Gerechtigkeitsgewinn er-

scheint, wäre finanziell ein Verlustgeschäft für 

die Rentenkasse und würde die Nachhaltig-

keitsprobleme eher verschärfen. Reinhold 

Thiede, Forschungsleiter der Deutschen Ren-

tenversicherung, urteilt insgesamt, dass die fi-

nanzielle Stabilität der deutschen Rentenversi-

cherung durch eine Eingliederung der Beamtin-

nen und Beamten langfristig nicht verbessert 

wird. 

 

Ungünstige Risikostruktur: Demografie, Le-

benserwartung und Dienstunfähigkeit 

Die demografische Zusammensetzung der Be-

amtenschaft würde die Rentenversicherung 

eher belasten. Beamtinnen und Beamte sind 

im Durchschnitt nicht jünger als die übrige Be-

völkerung. Damit würde man ein bereits alters-

belastetes System also nicht „verjüngen“, son-

dern durch eine ältere Personengruppe ergän-

zen. Damit würden die demografiebedingten 

Finanzierungsprobleme der Rentenkasse kei-

nesfalls gelöst, sondern allenfalls verschoben 

oder verstärkt werden. 
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Kein Nutzen für das Rentenniveau der Versi-

cherten 

Entgegen manchen Erwartungen würde eine 

Einbeziehung der Beamtinnen und Beamten 

nicht zu höheren Renten für die übrigen Versi-

cherten führen. Vertreter der Rentenversiche-

rung stellen klar: „Die Renten würden durch die 

Eingliederung der Beamten auch nicht stei-

gen.“ 

 

Insbesondere würde das Problem der Altersar-

mut dadurch nicht gelöst. Der oft genannte 

Vorteil bestünde allenfalls in einem psychologi-

schen Effekt: dem Gefühl von „alle in einem 

Boot“, was die Akzeptanz des Systems erhöhen 

könnte. Materiell jedoch gäbe es für die gesetz-

lich Rentenversicherten keinen Mehrwert; im 

Gegenteil würde das vorhandene Beitragsauf-

kommen auf mehr Berechtigte verteilt und da-

mit eine Umverteilung zulasten des aktuellen 

Versichertenkollektivs stattfinden. 

 

Auswirkungen auf Besoldung, Kosten für den 

Dienstherrn und Attraktivitätsverlust  

Eine Einbeziehung der Beamtinnen und Beam-

ten in die GRV würde das Gesamtpaket der Be-

amtenbesoldung deutlich schmälern; die ohne-

hin auf Kante genähte Mindestalimentation in 

den meisten Bundesländern wäre vor diesem 

Hintergrund eindeutig nicht gewahrt. Denn ak-

tive Beamtinnen und Beamte müssten plötz-

lich eigene Rentenbeiträge vom Gehalt abfüh-

ren, was einer Gehaltskürzung von rund 9,3 % 

entspricht (Arbeitnehmeranteil zur Rente).  Als 

Gegenmaßnahme müsste die Besoldung min-

destens um diesen Prozentsatz steigen. 

Zugleich müsste der Dienstherr den Arbeitge-

beranteil zur GRV in Höhe von ebenfalls 9,3 % 

leisten. Ungeachtet der finanziellen Mehrbelas-

tung würde der öffentliche Dienst somit an 

Wettbewerbsfähigkeit verlieren, da hochquali-

fizierte Kräfte weniger Anreize hätten, in den 

Staatsdienst zu treten.  

 

Der Dienstherr stünde vor dem Dilemma: Ak-

zeptiert er die Einschnitte, dürfte es schwieri-

ger werden, genügend qualifizierten Nach-

wuchs für Beamtenlaufbahnen zu gewinnen. 

Zudem würden tausende Klagen wegen einer 

zu gering bemessenen Alimentation folgen. Er-

höht er hingegen die Beamtengehälter, um die 

Rentenbeiträge auszugleichen und die Netto-

Bezüge sowie Altersbezüge konkurrenzfähig zu 

halten, steigen die Personalkosten für Staat 

und Gemeinden entsprechend an. 

 

Insgesamt würde der Vorstoß von Bärbel Bas 

(SPD) zu höheren Personalausgaben, einer Kla-

geflut der Beamtinnen und Beamten vor dem 

Bundesverfassungsgericht sowie zu Nachteilen 

bei der Personalgewinnung führen. Ebenso 

wäre eine Stabilisierung des Systems der ge-

setzlichen Rente nicht zu erzielen – insgesamt 

konterkariert der Bas-Vorschlag das gemein-

same Ziel eines tragfähigen Systems der Alters-

sicherung. 

 

Gefährdung der besonderen Stellung des Be-

rufsbeamtentums 

Die eigenständige Versorgung ist darüber hin-

aus integraler Bestandteil des Berufsbeamten-

tums und erfüllt wichtige staatspolitische 
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Funktionen. Beamtinnen und Beamte überneh-

men hoheitliche Aufgaben und sind in beson-

derer Weise zur Neutralität, Integrität und 

Treue verpflichtet. Im Gegenzug garantiert der 

Dienstherr ihnen eine unabhängige Absiche-

rung, die nicht von externen Versicherungsträ-

gern abhängt. Dieses System minimiert die An-

reize für Korruption und Vorteilsnahme: Beam-

tinnen und Beamte, die gegen ihre Pflichten 

grob verstoßen, riskieren nicht nur ihren Ar-

beitsplatz, sondern auch den Verlust ihrer Pen-

sionsansprüche – ein starker disziplinarischer 

Sanktionsmechanismus. Würden Beamtinnen 

und Beamte stattdessen wie Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer in die GRV einzahlen, 

wären ihre Altersansprüche individuelle Versi-

cherungsansprüche, die der Dienstherr weder 

gewährleisten noch bei Fehlverhalten entzie-

hen kann. Die staatliche Disziplinargewalt und 

die Sicherstellung einer lebenslangen Alimen-

tation als Kern des Treueverhältnisses würden 

untergraben.  

 

Föderale Zuständigkeit und praktische Um-

setzbarkeit 

Schließlich bestehen erhebliche kompetenz-

rechtliche und organisatorische Hürden. Die 

Versorgung der Landes- und Kommunalbeam-

tinnen und -beamten wird seit der Föderalis-

musreform 2006 von den Ländern geregelt; der 

Bund hat hier nur eine begrenzte Richtlinien-

kompetenz. Eine bundeseinheitliche Einbezie-

hung aller Beamtinnen und Beamten in die GRV 

würde deshalb einen koordinierten gesetzge-

berischen Akt aller 16 Länder (für ihre jeweili-

gen Beamtengesetze) erfordern – oder sogar 

eine Grundgesetzänderung zur Neuordnung 

der Zuständigkeiten.  

In der Praxis ist ein solcher politischer Konsens 

äußerst schwer zu erreichen. Hinzu kommt der 

verwaltungstechnische Aufwand: Parallel lau-

fende Pensions- und Rentenansprüche müss-

ten erfasst, beamtenrechtliche Dienstzeiten in 

Rentenpunkte umgerechnet und Ausgleichs-

zahlungen zwischen Bund, Ländern und Ren-

tenversicherung organisiert werden.  

All das würde die Bürokratie beträchtlich er-

weitern, ohne messbaren Mehrwert für das Ge-

samtsystem zu schaffen. Angesichts dieser 

komplexen föderalen und administrativen An-

forderungen besteht ein hohes Risiko, dass die 

angestrebte Reform in der Umsetzung stecken-

bleibt oder zu uneinheitlichen Lösungen führt. 

 

Insgesamt wäre der erwartete „Einheitsansatz“ 

in der Alterssicherung mit erheblichen rechtli-

chen und organisatorischen Schwierigkeiten 

behaftet, was seine Zweckmäßigkeit – und 

zwar bereits seit Aufkeimen dieses Reformge-

dankens – weiterhin in Frage stellt. 

 

Weitere Informationen: 

 www.komba.de 
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